Darstellung und Stellungnahme zur Berichterstattung über Pegida von Hubert Milz vom 2. Januar 2015 – Ein Auszug
Da ich im Dezember für zwölf Tage in Dresden war, bin ich am 15.12.2014 (dem Montag nach dem 3. Adventssonntag) mit zwei Freunden zur PEGIDA gegangen, um mir selbst ein Bild zu machen. Es gab auch schöne Transparente zu einer ungeheuren Themenvielfalt zu sehen, wie zum Beispiel Die Großen können nur herrschen, solange die Kleinen kriechen oder  Ali Baba und die 40 Dealer - am Wochenende vorher hatten sich 40 tunesische Dealer (natürlich nur arme und von der Gesellschaft fehlgeleitete Asylanten) am Hauptbahnhof eine regelrechte Schlacht mit der Polizei geliefert; darauf spielte der Spruch an – Flüchtlinge sind willkommen; Dealer nicht oder Transparente gegen: GEZ, Frühsexualisierung, Gender-Mainstreaming, Klimalügen und Energiewende, Parteien, Krieg und Säbelrasseln , sowie  Transparente für Volksentscheide, EU-Austritt, NATO-Austritt und noch vieles mehr.  

Das Positionspapier der Pegida selbst ist hier zu finden. Welche der 19 Punkte darin sind mit dem Grundgesetz nicht vereinbar? Alle sind es. Und nicht nur das: Sie sind nicht mehr und nicht weniger als Forderungen nach einem handlungsfähigen Rechtsstaat zu verstehen – nach einem Rechtsstaat mit materiell gefülltem Recht und nicht nur formalen Floskeln, die kein „Recht“ darstellen, sondern nur leere oder durch die Politiker entleerte Rechtshülsen sind.


In Berlin findet jedes Jahr „der Marsch für das Leben statt“, in Stuttgart und Hannover demonstrieren Menschen regelmäßig gegen die Genderideologie und gegen die Frühsexualisierung der Kleinsten in den staatlichen Zwangsschulen. Die Zahl der Teilnehmer an diesen Demonstrationen beläuft sich regelmäßig auf 5 000 bis 6.000 Personen. Von der politischen Kaste und den Medien werden diese Demonstrationen totgeschwiegen, nicht beachtet oder verfälschend, einfach unwahr dargestellt.


Die Grünen fordern – zumindest mit dem Maul – immer wieder mehr Bürgerbeteiligung ein. In Baden-Württemberg – dort sind die Grünen an der Macht – gab es eine Petition mit weit über 200 000 Unterschriften gegen die „Kindersex-Bildungspläne“ der Grünen. Dies ist „Bürgerbeteiligung“, aber  selbstverständlich nicht für die Grünen. Für die Grünen sind solche Bürger, die gegen „Grünen- Kindersex-Politik sind, natürlich alles Verfassungsfeinde. Vom Artikel 20 des Grundgesetzes hält ein ideologiebewusster Grüner natürlich rein NICHTS!
Im Sommer 2014 beschloss die Bundesregierung, dass die kurdische Arbeiterpartei und Guerilla-Autonomiebewegung PKK mit deutschen Waffen beliefert wird, um damit zum Kampf gegen die Terrororganisation Islamischer Staat (IS) ausgerüstet zu werden. Ob die Bundesregierung vielleicht glaubt, dass die lieben, netten, braven und warmherzigen Jungens von der PKK die aus Deutschland gelieferten Waffen nach Niederschlagung des IS wieder abliefert?

Lutz Bachmann, der Initiator der Pegida, hat einmal eine PKK-Demonstration am eigenen Leibe erleben müssen. Der absolut rechtswidrige Regierungsbeschluss, die PKK mit deutschen Waffen auszurüsten, war ein Anstoß für Lutz Bachmann, um die Pegida zu initiieren; denn Lutz Bachmann hat einmal eine PKK-Demonstration hautnah erlebt und ist nur knapp ungeschoren herausgekommen. Deshalb hatte es mich nicht gewundert, bei Pegida auch Türken mit Anti-PKK-Transparenten zu finden.


Pegida startete im Oktober 2014 mit rund 350 Teilnehmern. Doch Pegida wuchs bisher von Woche zu Woche. Als schließlich die Teilnehmerzahl offiziell bei über 10 000 Personen lag, da konnte man doch erkennen, dass die Systemlinge aus der Politik und der Medienmeute aus dem Tritt kamen – unfassbar, sie haben doch die Meinungs- und Deutungshoheit, sie machen doch die Nachrichten, und nun so etwas! Und von nun an wurde aus allen Rohren gegen die Pegida geschossen, dabei auch – wie bei den t-online-Nachrichten – die Diskussionsforen zu diesem Thema geschlossen, weil die Zensoren nicht so schnell löschen konnten, wie die Blogger ihre Kommentare setzten. Festzuhalten bleibt: Mit dem Pegida-Positionspapier hat sich kaum ein Journalist befasst, oder  es wird professionell ignoriert, weil es den Presstituierten (also den Medien) der vorsätzlichen Unwahrheit überführt. Außerdem: Die Fassungslosigkeit der Politiker und Medien beweist, wie weit sie von dem, was die Menschen bewegt, entfernt sind.
Wie schon gesagt, am 15. Dezember 2014 habe ich mir Pegida angeschaut und wie ich erwartet hatte, zeigte sich auf Anhieb, dass die Meldungen in den „qualitätsfreien Führungsorganen der deutschen Medienlandschaft“ keineswegs wahrheitsgemäß, geschweige denn objektiv sind. Insbesondere die „öffentlich-lächerlichen Medienanstalten“, die man spätestens seit dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum ZDF (hier) als „Medien der politischen Herrschaftsklasse“ bezeichnen darf, tun sich hier besonders hervor. Deshalb war ich sehr erfreut über das Gutachten „Öffentlich-rechtliche Medien – Aufgabe und Finanzierung“ des Wissenschaftlichen Beirats des Bundesfinanzministeriums, welches die Abschaffung der „Zwangsabgabe Rundfunkbeitrag“ empfiehlt, ja fordert (hier). Das Bundesfinanzministerium wiegelt natürlich ab, denn der Beirat hatte das Gutachten dem Haus von Finanzminister Wolfgang Schäuble im Oktober 2014 ganz unaufgefordert vorgelegt.

Wenigstens die ausländischen Medien haben ziemlich neutral und objektiv über Pegida berichtet. Deshalb sprechen auch die Veranstalter und Organisatoren mit der ausländischen Presse – aber mit der inländischen Presse nicht; denn das Skandieren der Pegida-Demonstranten „Lügenpresse“ kommt nicht von ungefähr. Ein Beispiel: RTL schickte einen Reporter zur Pegida-Demonstration, nicht um zu berichten, nein, um als U-Boot den „Nazi-Randalierer“ zu spielen und Pegida zu diskreditieren, siehe dazu den Artikel in der Welt hier. Es bleibt zu hoffen, dass Veranstalter und Organisatoren von Pegida auch künftig den Quasselrunden der „Öffentlich-Lächerlichen Medienanstalten“ fernbleiben und der ZDF-Quotentante Illner, dem Jauch und dem Plasberg usw. Absagen erteilen. Absagen, welche die Quasselrunden-Bauchredner selbstverständlich nicht begreifen; denn sonst kommen doch die Geladenen freiwillig und hocherfreut herangekrochen! Michael Klonovsky machte folgende Prognose: Ab 50 000 Pegida-Mann wird die Berichterstattung freundlicher, ab 100 000 war mancher Journalist immer dabei (siehe: hier).
Doch eines erwähnen die Blogs, die pro Pegida schreiben, kaum, nämlich dass die Presstituierten „Wendehälse“  Spiegel, Zeit, Welt, Stern, BILD usw. alle im 1. Jahrzehnts des 21. Jahrhunderts gegen die „schleichende Islamisierung Deutschlands“ getrommelt haben, teilweise mit Ausdrücken, die man viel eher als „vom Hass gesteuert“ sehen kann – etwas, was ich bei Pegida nicht gesehen habe. Ein paar Beispiele  aus der Presse von damals:

Die Welt: „Europa droht eine Islamisierung“ (hier) 


Der Spiegel: „Mekka Deutschland – Die stille Islamisierung“ (hier)

Financial Times Deutschland:  „Stoiber warnt vor Islamisierung Deutschlands“ (hier) 

Berlin-Institut für Bevölkerung und Entwicklung: „Glaube, Macht und Kinder – Erobern religiöse Menschen mit vielen Nachkommen die Welt?“ (hier) 


Der Spiegel: „Haben wir schon die Scharia?“ (hier)

 
Der einzige, der sich auch heute nicht verbiegt ist Henryk M. Broder, der schreibt wie damals auch. Matthias Matussek, wie Broder ebenfalls früher für den Spiegel und heute für die Welt schreibend, war zwar auch am 15. Dezember bei der Pegida mitmarschiert, aber bisher habe ich keinen Artikel gefunden, worin sich  Matussek dazu geäußert hat.

……..

……..
Dann noch eine ganz persönliche Anmerkung. Das Positionspapier der Pegida erinnert mich an einen Wortfeiler von Prof. Wohlgemuth: „Die Deutschen leiden an politikverdrossener Staatsgläubigkeit“. Denn auch die Forderungen der Pegida verlangen – explizit und implizit – nach Lösungen durch den Staat. Staat wird jedoch repräsentiert und organisiert durch die herrschenden Politiker und deren Bürokratie. Wer von denen soll Lösungsansätze bieten und auch durchführen, da  sich die Politiker – siehe oben zum Beispiel die Grünen in Baden- Württemberg – absolut nicht um das scheren, was die Menschen an Sorgen umtreibt? 

Nach „klassisch-liberaler“ Ansicht (Ludwig von Mises) ist eine gute Regierung ein Widerspruch in sich; denn Regierungspolitiker neigen immer dazu ihre Macht auszudehnen – also schlechte Regierungen zu sein! Nimmt man Staat als gegeben, zum Beispiel indem man sich den Thesen von Randall G. Holcombe, Anthony de Jasay und Mancur Olson anschließt, „dass der Staat zwar nicht notwendig, aber unausweichlich ist“, dann bleibt – nach meinem Empfinden – ein Weg offen, nämlich durch „Gegenmacht“ die Macht des Staates zu domestizieren (siehe hierzu Prof. Erich Weede: hier ).  Und solche Menschen, die bei Pegida gegen die „Mächtigen“ antreten, sind m. E. ein Mittel, um den „staatlichen Systemlingen“ die Grenzen ihrer Macht zu verdeutlichen. 

Hier schließe ich mich der Meinung von Uwe Werler (http://www.freitum.de/2014/12/PEGIDA-eindrucke-eines-libertaren.html#more ) an, welcher schrieb: „Es wäre meiner Meinung nach sehr töricht, die Menschen bzw. diese ‚Bewegung’ zu verurteilen. Vielleicht ist das ja nur ein Strohfeuer, vielleicht auch der Beginn einer ‚historischen’ Bewegung. Ich weiß es nicht. Wann könnte man auf einen Schlag solch eine Menge Menschen erreichen und freiheitliche Ideen verbreiten? Zumal ja auch viele kleine Gewerbetreibende dabei sind, bei denen man mit freiheitlichen Ideen derzeit offene Türen einrennen könnte. Wann, wenn nicht jetzt? Oder wollen ‚wir’ erst den kompletten Zusammenbruch des Systems abwarten?“

IS, Al Kaida und Boko Haram etc. morden – im Namen des Islam. Im Frühsommer gab es in Deutschland in etlichen Städten durch muslimische Fundamentalisten angezettelte anti-israelische Hass-Demonstrationen – in Frankreich geschahen ähnliche Aktionen. Die herrschende politische Kaste redete dies natürlich klein, hilfreich unterstützt durch ihre Presstituierten. Demzufolge ist es auch logisch, dass der niedersächsische SPD-Ministerpräsident muslimische Feiertage in seinem Bundesland als religiöse Feiertage einführen will (hier). Damit greift der SPDist also das auf, was der grüne Rabulist Ströbele seit mehr als zehn Jahren immer wieder gefordert hat. In letzter Konsequenz dann wohl auch die Einführung der Scharia? Wie dies der Erzbischof von Canterbury für England schon 2008 (siehe hier und  hier) gefordert hat, was der Spiegel damals noch bizarr nannte. Lord Nicholas Addison Phillips, damals 2008 der Oberste Richter von England und Wales, konnte sich mit den Gedanken des Erzbischofs anfreunden ((hier). Der Spiegel konnte sich damit damals zwar nicht anfreunden – aber heuer schon?
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